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Bundesregierung verstärkt Unsicherheit beim
Brandschutz
Zur Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage „Brandschutz –
Brandverhalten von Baustoffen“ erklärt der wohnungsbaupolitische Sprecher der
SPD-Bundestagsfraktion Michael Groß:

Sicherheit im Gebäudebereich für die Bürgerinnen und Bürger ist unser erstes
Anliegen. Unterschiedliche europäische und nationale Normen zum
Brandverhalten von Bau- und Dämmstoffen wie Polysterol sowie zahlreiche
Medienberichte zu Brandgefahren, tragen jedoch zur Verunsicherung bei.
Gerade in Bezug auf die wesentliche Eigenschaft „Brandverhalten“ fehlen in den
europäischen Normen harmonisierte Angaben.

Gebäudedämmung und damit verbundene Energieeinsparung gehört zu den
wesentlichen Bestandteilen der Energiewende der Bundesregierung. Die
Bundesregierung ignoriert weiterhin die Probleme beim Brandschutz und schiebt
auf die Zuständigkeit der Länder ab und lehnt somit die notwendige
bundespolitische Verantwortlichkeit ab. Die Länder haben bereits zur
Bauministerkonferenz eine Projektgruppe eingerichtet, um die Ursachen der
letzten Brandereignisse in Deutschland zu untersuchen. Zusammen mit der
Feuerwehr  werden  h ie r  mög l i che  Ge fahren  un te rsuch t  und
Handlungsempfehlungen entwickelt .

Was fehlt ist ein beherztes Eingreifen der Bundesregierung: Bereits durch das 
Auf- und Ab bei der finanziellen Förderung der energetischen Gebäudesanierung
stellte das Baugewerbe einen Rückgang von bis zu 60 Prozent der
Sanierungsmaßnahmen fest. Der Bundesregierung liegen nach eigenen
Aussagen keine Anhaltspunkte für einen Sanierungsrückgang vor. Sie ignoriert 
die Sorgen der Bewohner und Feuerwehrleute und sorgt für zusätzliche
Verunsicherung. Die Energiewende verliert daher immer mehr die notwendige
Akzeptanz in der Bevölkerung. Für das Gelingen der Energiewende braucht es
aber  Vertrauen in die Maßnahmen, ein hohe Motivation und eine verlässliche
Finanzierung.
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